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Wahlrecht  
ist Grundrecht –  
Kommunales  
Wahlrecht für alle  
MigrantInnen!
Die Kommune ist ein wichtiger Ort für die 
Integration von Menschen, die aus anderen 
Ländern eingewandert sind. Integration er- 
schöpft sich aber nicht in Sprachkenntnissen 
und Erwerbstätigkeit. Teil der Gesellschaft 
kann nur sein, wer über die gleichen Rechte 
verfügt wie die Mehrheit der Bevölkerung. 

Doch in NRW ist ein erheblicher Teil der 
Bevölkerung (ca. 1,25 Millionen) zum Teil  
seit Jahrzehnten von einem der zentralen 
politischen Grundrechte ausgeschlossen: 
dem Recht, zu wählen oder sich wählen zu 
lassen. Denn das Grundgesetz gesteht das 
Wahlrecht nur deutschen Staatsangehörigen 
zu. Obwohl diese Menschen ein fester 
Bestandteil der Gesellschaft sind, können 
sie nicht einmal auf kommunaler Ebene 
mitbestimmen, wie sie sich entwickeln soll.

Von diesem »Wahlrecht nur für Deutsche« 
gibt es seit Mitte der 1990er-Jahre Ausnah-
men: Staatsangehörige anderer EU-Mitglied-
staaten können in Deutschland an Kommunal-
wahlen und den Wahlen zum EU-Parlament 
teilnehmen. In NRW betrifft das ca. 560 000 
Menschen. Diese Regelung gilt für alle 
EU-BürgerInnen in allen EU-Staaten. Migran-
tInnen ohne den Pass eines EU-Landes aber 
sind davon ausgenommen. Diese Ungleich
behandlung wollen wir ändern! Wir sehen uns 
dabei in einer breiten Bewegung mit Migran-
tInnenvertretungen, Gewerkschaften und 
Wohlfahrtsverbänden. Auch einige Stadt-  
und Gemeinderäte haben sich bereits für ein 
kommunales Wahlrecht für alle ausgespro-
chen. Diese politische Auseinandersetzung 
muss fortgesetzt werden.

Kein Mensch ist illegal! Menschen, die aus 
anderen Ländern kommen, sind Menschen 
in Not. Sie brauchen unseren Schutz. Darum 
fordern wir einen sofortigen Abschiebestopp! 
In der Krise sind die Bleiberechtsauflagen 
gerade für Flüchtlinge kaum zu erfüllen!

Gleiche soziale und 
politische Rechte  
für alle!
Für DIE LINKE. NRW ist das kommunale 
Wahlrecht für alle eine zentrale Grundlage 
demokratischer Teilhabe. Es gibt auch 
EinwandererInnen aus Nicht-EU-Ländern 
das Recht zur politischen Mitbestimmung 
und ist ein wichtiges Integrationssignal  
für das solidarische Miteinander.  
Mit dem kommunalen Wahlrecht wird ein 
Demokratiedefizit behoben und politische  
Einflussnahme für alle gestärkt. 

Die volle rechtliche, politische, soziale  
und kulturelle Gleichberechtigung aller  
hier lebenden Menschen ist unser Ziel.  
Für ein gleichberechtigtes und solidarisches 
Zusammenleben aller Menschen in den 
Kommunen NRWs ist mehr nötig.  
DIE LINKE fordert u.a.

n Zusätzliche Förderangebote für Kinder  
mit Migrationshintergrund in Kitas und 
Schulen;

n Bei Neueinstellungen in der Verwaltung 
werden entsprechend der Zusammen
setzung der Bevölkerung BewerberInnen  
mit Migrationshintergrund berücksichtigt; 

n Antidiskriminierungsmaßnahmen  
werden im Bereich Arbeitsmarkt getroffen 
und durchgesetzt;

n Integrationsbeiräten wird mehr Entschei-
dungskompetenz eingeräumt; sie werden 
mit anderen Ratsausschüssen gleichgestellt 
und in alle Entscheidungen von Rat und 
Verwaltung einbezogen;

n Gezielte Förderung der MigrantInnen- 
selbstorganisationen, die für ein solida-
risches und weltoffenes Miteinander werben.
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